
Perspektiven der Wirtschaftspolitik 2025; 26(3): 272–289

Beitrag aus der Forschung zur Wirtschaftspolitik

Hanna Hottenrott, Roman Inderst, Eckhard Janeba, Klaus Schmidt, Achim Wambach* und  
Christine Zulehner

Industriepolitik in Europa
https://doi.org/10.1515/pwp-2025-0027

Zusammenfassung: Die Industriepolitik rückt zunehmend 
in den Fokus der deutschen und der europäischen Wirt-
schaftspolitik. In diesem Beitrag entwickeln Hanna Hotten-
rott, Roman Inderst, Eckhard Janeba, Klaus Schmidt, Achim 
Wambach und Christine Zulehner eine Systematik indus-
triepolitischer Eingriffe und zeigen, dass industriepolitische 
Maßnahmen zur Förderung von Innovation, Klimaschutz, 
Versorgungssicherheit oder Verteidigungsbereitschaft be-
gründet sein können. Gleichzeitig sind die Gefahren der 
Industriepolitik wie Wettbewerbsverzerrungen, Subventi-
onswettläufen und Staatsversagen ernst zu nehmen. Das 
Autorenteam plädiert daher für eine wettbewerbskonforme 
Industriepolitik, die auf europäischer Ebene koordiniert 
wird, marktkonform ausgestaltet ist und sich auf klar be-
grenzte Ziele wie die Stärkung von Resilienz und Sicherheit 
sowie die Anpassung an den Strukturwandel konzentriert. 
Der Beitrag ist eine gekürzte Fassung des Gutachtens des 
Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie unter demselben Titel, veröffent-
licht am 26. August 2025.

JEL-Klassifikation: L52, O25, O38, F13, Q58

Schlüsselwörter: Industriepolitik, Wettbewerb, Innovati-
onsförderung, Klimapolitik, Wettbewerbsfähigkeit, Versor-
gungssicherheit, Wettbewerbsverzerrungen, Subventions-
wettlauf, Subventionen, Beihilfekontrolle, marktkonforme 
Eingriffe.

1 �Renaissance der Industriepolitik

1.1 �Industriepolitische Eingriffe in  
Deutschland und Europa nehmen zu

Industriepolitische Eingriffe in Form von finanziellen 
Vorteilen für Unternehmen haben in Deutschland in den 
letzten Jahren deutlich zugenommen. So wurden für 2024 
67,1 Milliarden Euro an Finanzhilfen und Steuervergüns-
tigungen veranschlagt, 2021 waren es nur 43,8 Milliarden, 
von denen 37,9 Milliarden Euro ausgegeben wurden (Bun-
desministerium der Finanzen 2023, S. 8).

Der Koalitionsvertrag der regierenden Parteien lässt 
weitere industriepolitische Pläne erkennen, etwa mit Blick 
auf den Ausbau der Wasserstoffwirtschaft (CDU, CSU und 
SPD 2025b, S. 34) und der Weiterentwicklung der Nationa-
len Pharmastrategie zur Stärkung der pharmazeutischen 
Produktion (ebenda, S. 6 f.). Bereits im Sondierungspapier 
wurde sich dafür ausgesprochen „strategisch wichtige 
Branchen in Deutschland zu halten beziehungsweise neu 
anzusiedeln, zum Beispiel die Halbleiterindustrie, Batterie-
fertigung, Wasserstoff oder auch Pharma“ (CDU, CSU und 
SPD 2025a, S. 4).

Auch in der EU steht Industriepolitik auf der Tagesord-
nung. Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hat 
am 26. Februar 2025 die die Mitteilung zum „Clean Indus-
trial Deal“ als Nachfolge des „Green Deals“ aus ihrer ersten 
Amtszeit vorgelegt (Europäische Kommission 2025e). Die 
Vorschläge betreffen die energieintensive Industrie, den 
Clean-Tech-Sektor sowie die Kreislaufwirtschaft. Am 26. 
Juni 2025 ist das „Clean Industry Deal State Aid Framework“ 
(CISAF) in Kraft getreten, das den EU-Beihilferahmen neu 
regelt. Er ermöglicht es den Mitgliedstaaten, in ihren Beihil-
feregelungen auch Kriterien wie Nachhaltigkeit, Resilienz 
sowie die Herstellung in Europa in strategischen Sektoren 
zu berücksichtigen (Europäische Kommission 2025d, Rn. 21).

Grundlage dieser Vorschläge waren die Gutachten 
zweier ehemaliger italienischer Ministerpräsidenten für die 
EU-Kommission beziehungsweise für den Rat der EU. Mario 
Draghi spricht in seinem Bericht „The Future of European 
Competitiveness“ für die EU-Kommission von einer „exis-
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tential challenge“ für Europa (Draghi 2024a, S. 5). Er iden-
tifiziert eine Innovationslücke zwischen Europa und den 
Vereinigten Staaten und China, betont die Notwendigkeit, 
Dekarbonisierung mit Wettbewerbsfähigkeit zu verbinden, 
und fordert mehr Anstrengungen für Sicherheit und Resi-
lienz. Ein zentrales Mittel, um diese Ziele zu erreichen, sieht 
er in einer aktiven Industriepolitik, sowie einer Anpassung 
der Wettbewerbspolitik. Auch Enrico Letta (2024) spricht 
sich in seinem Bericht für den Rat der EU „Much More Than 
a Market“ für eine Industriepolitik aus, für die wesentliche 
Weichen auf europäischer Ebene gestellt werden sollen. 
Dazu möchte er Beihilferegeln anpassen und Mittel für eine 
europäische Förderpolitik bereitstellen.

1.2 �Deutschlands ambivalentes Verhältnis 
zur Industriepolitik

Das strukturpolitische Leitbild der Bundesrepublik, das in 
den sechziger Jahren definiert wurde, ist Ausdruck der Ein-
stellung Deutschlands zur Industriepolitik. Der volkswirt-
schaftlich erwünschte Strukturwandel solle nicht durch 
eine Strukturerhaltungspolitik, die bestehende Strukturen 
entgegen dem Markttrend schützt, verhindert werden. 
Strukturanpassungspolitik war hingegen zulässig, sei es, 
um den Wandel zu beschleunigen, wie der Bau von Raffine-
rien und Erdölleitungen in den sechziger Jahren als Kon-
kurrenz zur heimischen Kohle, oder sei es, um ihn zu ver-
langsamen, wie beim Einsatz des Kohlepfennigs. In engen 
Grenzen wurde auch Strukturgestaltungspolitik als zulässig 
angesehen, etwa im Bereich von Netzwerkindustrien wie 
Energie oder Telekommunikation (siehe dazu auch Wissen-
schaftlicher Beirat 2015).

Die darin zum Ausdruck kommende und aus den Er-
fahrungen der Vergangenheit entstandene allgemeine 
Skepsis gegenüber einer interventionistischen Industrie-
politik zeigte sich 2019 in den Reaktionen auf den Vorschlag 
des damaligen Wirtschaftsministers Peter Altmaier einer 
„Nationalen Industriestrategie 2030“. Auch der Beirat beim 
Bundeswirtschaftsministerium äußerte sich ablehnend: 
„Um dieses Modell [der vielen deutschen Weltmarktführer] 
zukunftsfähig zu machen, muss es um die Verbesserung der 
standortpolitischen Rahmenbedingungen gehen, nicht um 
die Förderung bestimmter Sektoren, Technologien oder gar 
Unternehmen“ (Wissenschaftlicher Beirat 2019, S. 3). Aller-
dings erkannte der Beirat an, „dass es Situationen gibt, in 
denen Industriepolitik gerechtfertigt oder sogar geboten 
ist“ (Wissenschaftlicher Beirat 2019, S. 1). Dieser Beitrag 
beschäftigt sich mit diesen Situationen, die angesichts der 
gegenwärtigen geopolitischen Situation zunehmend an Re-
levanz gewonnen haben.

1.3 �Spannungen zwischen Marktwirtschaft 
und Industriepolitik

Eine Auseinandersetzung mit Industriepolitik hat, über die 
Diskussion einzelner Instrumente hinaus, grundsätzlichen 
Charakter. Das wirtschaftspolitische Leitbild der EU ist die 
soziale Marktwirtschaft (Art. 3 EU-Vertrag). Artikel 119 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) legt fest, dass „die Tätigkeit der Mitgliedstaaten und 
der Union im Sinne des Artikels 3 des Vertrags über die Euro-
päische Union […] die Einführung einer Wirtschaftspolitik 
[umfasst], die […] dem Grundsatz einer offenen Marktwirt-
schaft mit freiem Wettbewerb verpflichtet ist.“ Eine starke 
Wettbewerbspolitik ist Garant dieser Wirtschaftspolitik.

Die Ausrichtung der Wirtschaftspolitik wirkt sich auf 
das Entscheidungs- und insbesondere das Investitions-
verhalten der Unternehmen aus. Zugespitzt ausgedrückt: 
Unternehmen in einer Marktwirtschaft investieren im 
Hinblick auf zukünftige Entwicklungen der Märkte. Unter-
nehmen in einer durch Industriepolitik gekennzeichneten 
Wirtschaftspolitik investieren im Hinblick auf zukünftige 
Entwicklungen in der Politik.

Auch Industriepolitik und Wettbewerbspolitik stehen 
in einem Spannungsverhältnis. So mag etwa aus indus-
triepolitischer Sicht ein „Europäischer Champion“ gewollt 
sein, während dieser aus wettbewerbspolitischer Sicht ob 
seiner dominanten Position problematisch sein kann. In-
dustriepolitik greift in Märkte ein und zielt auf bestimmte 
Ergebnisse, wie etwa die Stärkung eines Sektors oder die 
Entwicklung bestimmter Technologien. Wettbewerbspolitik 
hingegen sichert offene Märkte und ist ergebnisoffen. Diese 
Aussage schließt auch eine auf internationalen Wettbewerb 
zielende Außenhandelspolitik ein. Dieser Konflikt zwischen 
Struktur- und Ergebnisorientierung macht sich vielfach be-
merkbar in einer Zeit, in der die Politik Ziele (Klimaziele, 
Ausbauziele) vorgibt und es schwer einzuschätzen ist, ob 
der Markt diese auch alleine erreichen würde (siehe auch 
Wissenschaftlicher Beirat 2024b und ZEW 2025).

1.4 �Wirtschaftspolitik jenseits der 
Industriepolitik

Draghi zeigt in seinem Bericht die Innovationslücke zwi-
schen Europa und den Vereinigten Staaten sowie China auf 
(Draghi 2024a, S. 23 ff.). Der Sachverständigenrat für die Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung stellt 
fest, dass Deutschlands Wirtschaft seit fünf Jahren kaum 
gewachsen ist (SVR 2024, S. 3). Auch die wirtschaftlichen 
Aussichten für 2025 sind laut der Frühjahrsprojektion der 
Bundesregierung gering (BMWE 2025). Die Politik in der 
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Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten ist daher 
gefordert, Wirtschaftswachstum anzuregen und zu ermög-
lichen. Industriepolitik sollte dabei nicht im Fokus stehen. 
Angebotsorientierte Wirtschaftspolitik in der Form einer 
Stärkung des Europäischen Binnenmarkts (Letta 2024, S. 
14), Bürokratieabbau (Wissenschaftlicher Beirat 2006 und 
2025), Ausbau der Infrastruktur an Straßen, Schienen und 
Strom- und Wasserstoffnetzen (Wissenschaftlicher Beirat 
2020), Förderung der Zuwanderung von Fachkräften (Wis-
senschaftlicher Beirat 2024a) sowie Verringerung der Unter-
nehmensbelastungen durch Steuern und Abgaben sind es-
senziell für die Stärkung des Wirtschaftsstandorts Europa. 
Der Internationale Währungsfonds schätzt, dass die Barrie-
ren im Europäischen Binnenmarkt Zolläquivalenten von 
etwa 45 Prozent im Fertigungsbereich und 110 Prozent im 
Dienstleistungssektor entsprechen (IWF 2024, S. 8).

Aufgrund der aktuellen industriepolitischen Entwick-
lungen ist es jedoch geboten, die Chancen und Gefahren 
einer verstärkten Industriepolitik zu analysieren und 
Grenzen der Industriepolitik aufzuzeigen. Im Abschnitt  2 
wird dazu eine Systematik der industriepolitischen Eingriffe 
entwickelt sowie ein Überblick über die wissenschaftliche 
Literatur gegeben. Abschnitt 3 diskutiert die sich aus den 
aktuellen Herausforderungen in der Klimapolitik und der 
Geopolitik ergebenden Begründungen für solche Eingriffe, 
die Nachteile von Industriepolitik und beschreibt, wie die 
europäische Union damit umgeht. Inhalt von Abschnitt 4 
sind die Implikationen für die europäische Industriepolitik.

Finanzierungsfragen, etwa wieviel Mittel für industrie-
politische Eingriffe in Form von Subventionen bereitgestellt 
werden sollten und ob dafür europäische Instrumente sinn-
voll sind, sind nicht Bestandteil dieses Beitrags.

2 �Abgrenzung und Einordnung des 
Begriffs „Industriepolitik“

2.1 �Sektor- statt Industriepolitik

Der Verweis auf „Industrie“ im Begriff der Industriepolitik 
ist in Teilen irreführend. Der deutsche Begriff „Industrie“ 
bezeichnet die gewerbliche Gewinnung, Bearbeitung und 
Weiterverarbeitung von Rohstoffen oder Zwischenproduk-
ten zu Sachgütern, das heißt er umfasst das verarbeitende 
Gewerbe.

Unter Industriepolitik sind dagegen alle wirtschafts-
politischen Maßnahmen zu verstehen, die das Ziel haben, 
die sektorale Produktionsstruktur zu beeinflussen, um be-
stimmte Ziele zu verfolgen, die sonst nicht (oder nicht so 

schnell) zu erreichen wären.1 In ihrer allgemeinsten Klas-
sifizierung beschreibt Industriepolitik jede politische Maß-
nahme, die geeignet ist, die Struktur der wirtschaftlichen 
Aktivitäten eines Landes zu beeinflussen (Juhász und Lane 
2024). Dies schließt somit auch Maßnahmen in Branchen 
ein, die eher dem Dienstleitungssektor zuzuordnen sind.

Diese breitere Definition reflektiert den Strukturwan-
del mit einem schrumpfenden Anteil der klassischen In-
dustrie am Bruttoinlandsprodukt (BIP) in allen westlichen 
Staaten. Während 1991 der industrielle Sektor in Deutsch-
land 33,3 Prozent des BIP betrug, waren es 2023 nur noch 
26,8 Prozent. Für die EU sind die Zahlen 28,7 Prozent 1991 be-
ziehungsweise 23,3 Prozent 2023, in den Vereinigten Staaten 
sind es 23,1 Prozent 1997 beziehungsweise 17,6 Prozent 2021 
(Weltbank 2025). Hinzu kommt, dass Unternehmen im ver-
arbeitenden Gewerbe ihre Produkte zunehmend mit Dienst-
leistungen verknüpfen, um so eine höhere Wertschöpfung 
zu erreichen (sogenannte „Servitization“). So sind auch 
viele der anstehenden wirtschaftspolitischen Herausforde-
rungen nicht ausschließlich auf die Herstellung physischer 
Waren bezogen. Die Innovationslücke zwischen Europa 
und den Vereinigten Staaten im Digitalsektor hat zwar auch 
industrielle Implikationen, wie etwa bei der Entwicklung 
des autonomen Fahrens oder im Bereich der Industrie 4.0. 
Sie zeigt aber auch, dass der Herstellung nicht-physischer 
Produkte  – wie digitalen Dienstleistungen  – eine immer 
größere Bedeutung zukommt.

Maßnahmen der Industriepolitik, die die Ziele der 
Autonomie, Resilienz und Versorgungssicherheit verfolgen, 
betreffen in erster Linie die Herstellung solcher Güter und 
Dienstleistungen, die international handelbar sind oder 
auf internationalen Wertschöpfungsketten basieren. Die 
folgenden Ausführungen werden sich darauf konzentrie-
ren. Sektorale Maßnahmen in rein lokalen Dienstleistungs-
branchen, beispielsweise in der Gastronomie, im Kranken-
haussektor und im Einzelhandel werden nicht behandelt.

2.2 �Vertikale und horizontale 
Industriepolitik

Industriepolitische Maßnahmen lassen sich hinsichtlich 
ihrer Adressaten klassifizieren. Die horizontale Industrie-
politik beschreibt Maßnahmen, die (weitgehend) alle Bran-
chen und Unternehmen betreffen: Eine bessere steuerliche 

1 Die OECD definiert Industriepolitik folgendermaßen: „Industrial po-
licy refers to government assistance to businesses to boost or reshape 
specific economic activities, especially to firms or types of firms based 
on their activity, technology, location, size or age“ (https://www.oecd.
org/en/topics/industrial-policy.html).

https://www.oecd.org/en/topics/industrial-policy.html
https://www.oecd.org/en/topics/industrial-policy.html
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Abschreibung von Forschung und Entwicklung nutzt allen 
Unternehmen, die Forschung und Entwicklung betreiben, 
unabhängig vom spezifischen Sektor, in dem sie tätig sind. 
Die vertikale Industriepolitik beschreibt Eingriffe in einen 
spezifischen Sektor, wie etwa Flottenziele in der Automobil-
industrie oder der „Chips Act“ zur Förderung der Ansied-
lung von Halbleiterunternehmen in Europa.

Die Grenzen zwischen horizontaler und vertikaler In-
dustriepolitik sind nicht scharf gezogen, wie man in der 
Klimapolitik sehen kann. Den europäischen Emissionshan-
del mag man als vertikalen Eingriff beschreiben, da er nur 
Unternehmen in der Energieerzeugung, Großunternehmen 
in der Industrie und den innereuropäischen Flugverkehr 
umfasst. Spätestens gemeinsam mit dem ab 2027 in Kraft 
tretenden zweiten Emissionshandel würde man aber von 
horizontaler Industriepolitik sprechen können, da zu dem 
Zeitpunkt fast 90 Prozent der europäischen Emissionen von 
CO2-Preisen erfasst werden, wenn auch wohl nicht zu iden-
tischen Preisen (Pahle et al. 2024).

Der Beitrag konzentriert sich auf die vertikale Indus-
triepolitik, also Maßnahmen zur Stärkung oder Schwächung 
eines spezifischen Sektors, einer spezifischen Branche, oder 
einer spezifischen Technologie, da diese Maßnahmen neu-
artige Fragen für die Wirtschaftspolitik aufwerfen.

2.3 �Industriepolitik durch Regulierung und 
finanzielle Anreize

Eine weitere Dimension der Klassifizierung verschiedener 
Maßnahmen der Industriepolitik betrifft die Form der Maß-
nahme: Regulierung, wie etwa die Auflage, dass ab 2035 in 
Europa neuzugelassene Fahrzeuge klimaneutral sein müssen 
(„Verbrennerverbot“), lassen sich abgrenzen von finanziellen 
Anreizen wie etwa die Subventionierung der Ansiedlung von 
Chip-Produktion oder die Verteuerung umweltschädlichen 
Verhaltens durch CO2-Preise. Auf den näheren Blick ist auch 
diese Abgrenzung nicht trennscharf: Die Flottenziele für die 
Automobilindustrie, also Vorgaben für den CO2-Ausstoß neu-
zugelassener Fahrzeuge in Europa des jeweiligen Herstellers, 
würden zwar unter die Kategorie Regulierung fallen. Durch 
die Strafzahlungen, die bei Nichterreichung des Ziels ent-
stehen, wirken diese aber als finanzieller Anreiz.

In der politischen Diskussion ist es häufig hilfreich 
zu unterscheiden, ob die geplante Maßnahme ein eigenes 
Budget benötigt oder nicht oder sogar Einnahmen für 
die öffentliche Hand generiert. Viele der Vorschläge des 
Draghi-Berichts lassen sich ohne ein eigenes Budget auf 
EU-Ebene oder eine Koordinierung der Länderbudgets im 
europäischen Raum nicht umsetzen. Da der reguläre Haus-
halt der EU – der mehrjährige Finanzrahmen – mit etwa 

1 Prozent des europäischen BIP gering ist im Vergleich zu 
den nationalen Haushalten, verwundert es nicht, dass die 
EU bislang primär auf Maßnahmen zurückgreift, die kein 
eigenes Budget voraussetzen oder sogar Mittel generieren 
wie der Emissionshandel.

2.4 �Erkenntnisse aus wissenschaftlichen 
Studien zur Industriepolitik

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Thema 
Industriepolitik hat in den letzten Jahren zugenommen. 
Allerdings leidet sie an mangelnder Datenverfügbarkeit 
und an der Neigung vieler OECD-Staaten, Industriepolitik 
nicht als solche zu deklarieren, so dass die Literatur zu 
diesem Thema nicht sehr umfangreich ist. Auch ist die Iden-
tifikation kausaler Effekte nicht einfach, da Industriepolitik 
normalerweise nicht randomisiert umgesetzt wird, sondern 
in bestimmten Regionen oder Industrien greift (siehe dazu 
und zum Umgang bei der empirischen Evaluierung von In-
dustriepolitik auch Juhász et al. 2022).

Die empirische Literatur evaluiert Effekte bestimm-
ter industriepolitischer Eingriffe oder natürlicher Ex-
perimente, die solche Eingriffe simulieren, in ihrem spe-
zifischen Umfeld. Bis auf wenige Ausnahmen untersucht 
die Literatur die Wirkungen der jeweiligen Eingriffe, geht 
aber nicht der Frage nach, ob diese Eingriffe wohlfahrts-
steigernd sind und ob andere Maßnahmen besser zu dem 
jeweiligen Ziel geführt hätten. In der Literatur erhalten die 
folgenden Themen besondere Aufmerksamkeit.

2.4.1 �Förderung bestimmter Sektoren

Subventionen sind ein zentrales Instrument der Industrie-
politik, da sie Anreize für Investitionen, Innovation und 
Beschäftigung setzen können. Allerdings können schlecht 
konzipierte Subventionen Fehlanreize geben und eine in-
effiziente Mittelverwendung darstellen. Die Förderung der 
Schiffbauindustrie ist ein klassisches Beispiel für industrie-
politische Eingriffe, die in zahlreichen Studien untersucht 
wurden (Barwick et al. 2024 und 2025, Bruno und Tenold 
2011, Hanlon 2020, Kalouptsidi 2018 und Lorenz 1991). Ka-
louptsidi (2018) und Barwick et al. (2025) zeigen mit Hilfe 
struktureller Modelle, dass die chinesische Schiffbauindus-
trie Anfang der 2000er Jahre durch staatliche Unterstüt-
zung ihre Marktanteile ausbauen konnte. Die Verwendung 
struktureller Modelle ermöglicht es den Autorinnen und 
dem Autor, kontrafaktische Szenarien zu simulieren und 
so die Wirkung einzelner industriepolitischer Instrumente 
isoliert zu analysieren. So zeigen sie, dass Subventionen 
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nach dem Gießkannenprinzip meist unwirtschaftlich sind, 
während Subventionen, von denen besonders effiziente 
Unternehmen profitieren, zielführender sind. Zudem wird 
argumentiert, dass diese Subventionen zwar global zu allo-
kativer Ineffizienz führten, für das subventionierende Land 
jedoch langfristige Vorteile bringen können.

Auch die Struktur des geförderten Sektors ist entschei-
dend. So zeigen Aghion et al. (2015) am Beispiel chinesischer 
Subventionspolitik, dass die Wettbewerbsintensität inner-
halb des Zielsektors maßgeblich für die Wirksamkeit indus-
triepolitischer Maßnahmen ist. Subventionen führten zu 
höheren Produktivitätssteigerungen, wenn sie einem wett-
bewerbsintensiven Sektor zugeteilt wurden oder dazu bei-
trugen, den Wettbewerb innerhalb eines Sektors zu stärken. 
Darüber hinaus sind bei der Bewertung industriepolitischer 
Maßnahmen nicht nur die Effekte auf den unmittelbar be-
troffenen Sektor, sondern auch auf vorgelagerte (upstream) 
und nachgelagerte (downstream) Unternehmen sowie die 
Endkunden zu berücksichtigen. Bloningen (2016) zeigt für 
weniger entwickelte Länder, dass industriepolitische Ein-
griffe in der Stahlproduktion die Exportleistung stahlver-
arbeitender Unternehmen negativ beeinflussen können.

Sektorspezifische Förderprogramme für Forschung und 
Entwicklung
Fieldhouse und Mertens (2025) schätzen die spezifischen 
Effekte der öffentlichen Finanzierung von Forschung und 
Entwicklung im Rahmen des „CHIPS and Sciences Act“ (das 
heißt, Zahlungen an NASA, NIH, NSF sowie die zivile Physik- 
und Energieforschung des Departments of Energy) auf die 
Produktivität von Unternehmen in den Vereinigten Staaten. 
Ihre Modellierung zeigt, dass die Förderung von Forschung 
und Entwicklung nach sieben Jahren zu Produktivitätsstei-
gerungen in Höhe von 0,2–0,4 Prozent geführt hat. Insgesamt 
würden so die gesamten Subventionsausgaben innerhalb 
eines Jahrzehnts kompensiert. Allerdings finden sie diese 
positiven Effekte ausschließlich für nicht-militärische Pro-
jekte. Eine Studie von Moretti et al. (2025) zeigt, dass staatlich 
finanzierte Forschung und Entwicklung auch im Verteidi-
gungsbereich produktivitätssteigernde Effekte entfalten 
können. Sie zeigen zusätzlich, dass öffentliche Ausgaben 
für Forschung und Entwicklung in OECD-Ländern nicht nur 
private inländische Forschung und Entwicklung-Ausgaben 
im selben Sektor anregen („crowding-in“), sondern über in-
ternationale „Spillover“-Effekte auch Innovationsimpulse in 
anderen Ländern im selben Sektor erzeugen können2.

2 Alfaro et al. (2025) dokumentieren ebenfalls positive Innovations-
effekte in Drittstaaten, begründet in chinesischen Exportrestriktionen 
für seltene Erden.

In Bezug auf staatliche Förderprogramme für For-
schung und Entwicklung mit dem Ziel, die Innovationsleis-
tung und damit Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit zu 
steigern, zeigt eine internationale Metaanalyse, dass hier 
die Ergebnisse sehr kontext- und programmabhängig sind 
(Dimos und Pugh 2016). Diese Erkenntnisse deuten darauf 
hin, dass die Effektivität und Wirkung industriepolitischer 
Maßnahmen nicht global, sondern in Bezug auf einzelne 
Programme und unter Berücksichtigung weiterer relevan-
ter Faktoren (wie das wirtschaftliche und politische Umfeld, 
Gesamtportfolio von Maßnahmen, sowie der Wettbewerbs-
situation) bewertet werden sollten.

Zölle zum Schutz heimischer Produktion
Irwin (2017) identifiziert drei zentrale Gründe für die Er-
hebung von Zöllen: Schutz der nationalen Industrie, fi-
nanzielle Erwägungen zur Erhöhung der Staatseinnahmen 
sowie strategische Überlegungen in Form von Reziprozität 
oder als Verhandlungsinstrument. Nur der erste Grund ist 
als industriepolitischer Eingriff zu werten. Jedoch treten 
die Gründe oft gemeinsam auf, und die Umsetzung einer 
Erhebung der Zölle lässt sich nicht immer eindeutig einem 
Zweck zuordnen. Das von Donald Trump angeführte „Ta-
riff-Jumping“-Argument – die Vermeidung von Importzöl-
len durch ausländische Direktinvestitionen in neue Werke 
in den Vereinigten Staaten und damit einhergehend die 
Schaffung von Arbeitsplätzen – ist dem ersten Grund, dem 
Schutz der nationalen Industrie, zuzuordnen. Eine Vielzahl 
von Studien untersucht den Handelsstreit der Vereinigten 
Staaten ab 2017 (siehe etwa Amiti et al. 2019, Fajgelbaum et 
al. 2020 sowie Flaaen et al. 2020). Die Studien zeigen, dass 
Zollerhöhungen zwar den nationalen Produzenten in den 
jeweiligen Sektoren geholfen haben, jedoch auf Kosten der 
importierenden Produzenten und Endkonsumentinnen 
und Endkonsumenten in den Vereinigten Staaten.3 Der Ge-
samteffekt war negativ.

Schutz von „Infant Industries“
Ein weiteres zentrales Thema bei der Debatte um industrie-
politische Eingriffe ist der Schutz junger Industrien, den 
„Infant Industries“, um deren langfristige Wettbewerbs-
fähigkeit insbesondere bei Lerneffekten zu stärken. Dabei 
können Subventionen, Zölle oder Importquoten eingesetzt 

3 In den Jahren 1983 und 1984 verringerten freiwillige Importquoten 
den Absatz japanischer Pkw um etwa 300.000 Stück jährlich. Goldberg 
(1995) zeigt, dass nur 54  Prozent dieses Rückgangs amerikanischen 
Herstellern zugutekamen. Importe aus Europa stiegen um 18 Prozent, 
während der Gesamtabsatz leicht sank, da höhere Preise Verbraucher 
zu Gebrauchtwagen bewegten.
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werden (siehe dazu auch Melitz 2005). Wirtschaftshistori-
sche Studien wie die Analyse der Kontinentalsperre – einer 
Handelsblockade Anfang des 19. Jahrhunderts  – zeigen, 
dass temporäre Handelsbarrieren die Wettbewerbsfähig-
keit bestimmter Industrien nachhaltig fördern konnten 
(Juhász 2018). Lane (2025) zeigt, dass sich Südkorea durch 
Förderung seiner Schwer- und Chemieindustrie (HCI4) 
einen komparativen Vorteil erarbeiten konnte. Die indus-
triepolitischen Maßnahmen umfassten finanzielle Anreize 
wie günstige Kredite, sowie Handelsmaßnahmen wie ver-
ringerte Importzölle für Inputs. Lanes Analyse zeigt, dass 
die positiven Effekte dieser Industriepolitik auch über das 
Ende der staatlichen Unterstützung hinaus Bestand hatten 
und so zu einer besseren Wettbewerbsfähigkeit dieser In-
dustrien beitrugen. Die Analyse von Choi und Levchenko 
(2025) zeigt zudem, dass Südkoreas HCI-Programm lang-
fristig das Wachstum subventionierter Unternehmen för-
derte und die nationale Wohlfahrt um 3–4 Prozent steigerte. 
Haupttreiber war ein nachhaltiger Produktivitätsanstieg 
durch Lerneffekte („Learning by doing“). Diese Studien 
legen nahe, dass der Schutz junger Industrien als tempo-
räre industriepolitische Maßnahme dazu beitragen kann, 
produktive Kapazitäten aufzubauen, Lerneffekte zu reali-
sieren und so langfristig technologische und innovations-
bezogene Lücken gegenüber führenden Volkswirtschaften 
zu schließen.

2.4.2 �Förderung bestimmter Regionen

Subventionen werden auch zur Förderung bestimmter geo-
graphischer Regionen eingesetzt. Greenstone et al. (2010) 
zeigen, dass amerikanische Regionen, die einen Subventi-
onswettlauf um die Eröffnung eines neuen Fertigungswerks 
gewonnen haben, auch nach fünf Jahren noch eine um 
12 Prozent höhere totale Faktorproduktivität (TFP) bei jenen 
Herstellern verzeichnen, die zuvor bereits in der Region an-
sässig waren, im Vergleich zu jenen Regionen, die diesen Sub-
ventionswettlauf verloren haben. Garin und Rothbaum (2025) 
zeigen, dass staatlich finanzierte Produktionsstätten aus 
der Zeit des Zweiten Weltkriegs langfristig zu höheren Ein-
kommen in betroffenen amerikanischen Regionen führten. 
Die Produktionsstätten wurden außerhalb von Großstädten 
errichtet, und es profitierten insbesondere Kinder aus ein-

4 HCI steht für „Heavy and Chemical Industry“. Dieses Programm 
wurde in den siebziger Jahren eingeführt, um die Schwer- und Che-
mieindustrie zu fördern und Südkoreas wirtschaftliche Entwicklung 
voranzutreiben. Ziel war es, die industrielle Basis des Landes von ar-
beitsintensiver Leichtindustrie zu kapital- und technologie-intensiver 
Schwer- und Chemieindustrie zu transformieren.

kommensschwächeren Familien. Die Einkommenszuwächse 
lassen sich vor allem auf den späteren Zugang zu besser be-
zahlten lokalen Industriearbeitsplätzen zurückführen.

Auch in Europa wurden industriepolitische Maßnah-
men eingesetzt, um Regionen mit geringerer Wirtschafts-
leistung zu fördern. Criscuolo et al. (2019) analysieren das 
britische Programm „Regional Selective Assistance“ zur 
Unterstützung von Investitionen in strukturschwachen Re-
gionen. Die Untersuchung zeigt, dass sich die Beschäftigung 
in geförderten Regionen erhöht und die Arbeitslosigkeit 
sinkt, wobei dieser Effekt von kleinen Betrieben getrieben 
wird. Becker et al. (2010) untersuchen die Wirkung der EU-
Strukturfonds auf das regionale Wachstum und zeigen, dass 
finanzielle Transfers im Rahmen der europäischen Kohäsi-
onspolitik zu Wirtschaftswachstum in weniger entwickel-
ten Regionen führen können. Beide Studien unterstreichen, 
dass gezielte regionale Förderungen ein wirksames Instru-
ment zur Stärkung wirtschaftlicher Entwicklung in be-
stimmten Gebieten sein können.

2.4.3 �Missionsorientierte Wirtschaftspolitik

Die Diskussion um industriepolitische Maßnahmen knüpft 
auch an die Idee einer missionsorientierten Wirtschafts-
politik an. Bei einer solchen Politik adressiert der Staat 
gesellschaftliche Herausforderungen (zum Beispiel Klima-
wandel, Gesundheitssysteme, Digitalisierung) als „Mis-
sionen“ und definiert Maßnahmen, die Innovationen und 
Investitionen in diese Richtungen lenken (Mazzucato 2013). 
Eine empirische Validierung missionsorientierter Ansätze 
gestaltet sich allerdings schwierig, da Länder unterschied-
liche Definitionen für Missionen anlegen und Maßnahmen 
häufig nicht (weder zeitlich noch operationell) trennscharf 
sind (siehe zum Beispiel Deleidi und Mazzucato 2021 und 
die Diskussion in Boysen-Hogrefe 2025).

2.4.4 �Schlussfolgerungen aus der Literatur

Das Gesamtbild industriepolitischer Eingriffe ist gemischt: 
Während gezielte Maßnahmen einen positiven Effekt auf die 
Wettbewerbsfähigkeit des jeweiligen Sektors entfalten und 
Impulse für wirtschaftlich benachteiligte Regionen geben 
können, sind breit angelegte Eingriffe, die auch ineffizien-
ten Unternehmen zugutekommen, eher unwirtschaftlich. 
Doch auch gezielte Maßnahmen erfordern eine sorgfältige 
Einzelfallprüfung. Eine einfache Übertragung der Erkennt-
nisse aus historischen Fallstudien auf die heutige Situation 
ist nicht zielführend. So konnte zwar eine Handelsblockade 
im 19. Jahrhundert die französische Wirtschaft stärken 
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(Juhász 2018). Im 21. Jahrhundert sind Produktionsprozesse 
jedoch deutlich technologieintensiver und der Zugang zu 
Ressourcen wie Wissen, Kapital und hochwertigen Vorleis-
tungen ist entscheidend für die Produktivität. Daher muss 
industriepolitischen Eingriffen eine umfassende Abwägung 
vorangestellt werden.

3 �Gründe für und Gefahren von 
Industriepolitik

Es gibt Situationen, in denen Industriepolitik, die über die 
Schaffung guter Rahmenbedingungen in der Marktwirt-
schaft hinausgeht, gerechtfertigt oder sogar erforderlich 
sein kann. Eine Begründung für Industriepolitik liegt im 
Vorliegen von Marktversagen wie externen Effekte (zum 
Beispiel in der Klimapolitik) oder Agglomerations- und 
Lernkurveneffekten, die von privaten Unternehmen nicht 
ausreichend berücksichtigt werden. Eine zweite Begrün-
dung liegt in der strategischen internationalen Positionie-
rung, etwa bei der Umlenkung von Gewinnen in interna-
tionalen Märkten (Wissenschaftlicher Beirat 2019) oder als 
Reaktion auf Subventionen in Drittstaaten. Industriepoli-
tische Maßnahmen haben häufig eine Reihe von Nachtei-
len: Sie können zu unproduktiven Subventionswettläufen 
führen, verzerren den Wettbewerb zwischen Unternehmen 
und gehen mit unproduktiven „Rent-seeking“-Aktivitäten 
einher.

3.1 �Gründe für Industriepolitik:  
Marktversagen und 
Außenwirtschaftspolitik

Die folgende Beschreibung der Gründe konzentriert sich 
auf die Tatbestände, die auch im Draghi-Bericht themati-
siert werden, da diese wesentlich für den Wirtschaftsstand-
ort Europa sind.

3.1.1 �Forschung und Entwicklung: Schließen der 
Innovationslücke

Die volkswirtschaftlichen Erträge von Innovationen gehen 
in der Regel über die betriebswirtschaftlichen Erträge, die 
das innovierende Unternehmen erwirtschaftet oder er-
wirtschaften kann, hinaus. In der Konsequenz findet zu 
wenig an Innovationsanstrengungen statt. Es kann daher 
wohlfahrtssteigernd sein, wenn die öffentlichen Hand In-
novationsprozesse aktiv fördert.

Innovationen haben Eigenschaften eines öffentlichen 
Gutes. Falls Innovationspolitik nur national gesehen wird, 
kann in der Folge aus europäischer Sicht einerseits zu wenig 
Förderung stattfinden: Die Nationalstaaten reizen durch 
ihre Förderprogramme Innovationen im Inland an, berück-
sichtigen dabei aber nur im geringen Maße die möglichen 
„Spillover“-Effekte auf die Nachbarländer. Andererseits 
kann es im nationalen Wettstreit auch zu einer zu hohen 
Förderung der Innovationstätigkeiten kommen, etwa wenn 
jedes Land sein eigenes regionales „Cluster“ fördern will 
oder öffentliche Investitionen private verdrängen. Eine 
Europäisierung beziehungsweise Koordinierung der Inno-
vationspolitik ist daher sinnvoll, wenn es externe Effekte 
gibt, die über das einzelne Land hinausgehen.

Mario Draghi sieht die Problematik der zu geringen 
Innovationen als eine von drei wesentlichen Handlungs-
feldern: „Closing the Innovation Gap“ (Draghi 2024a, S. 6). 
Nach seiner Einschätzung fallen Europas Staaten seit dem 
Jahr 2000 systematisch gegenüber den Vereinigten Staaten 
in ihrem Produktivitätswachstum zurück.

Ein wesentliches Instrument der Europäischen In-
novationspolitik sind die „Important Projects of Common 
European Interests“ (IPCEI). IPCEI sollen „bahnbrechende 
Innovationen und Infrastrukturvorhaben im Rahmen 
einer grenzübergreifenden Zusammenarbeit ermöglichen“ 
(Europäische Kommission 2021, Rn.  2). Ein IPCEI muss 
mindestens von zwei Mitgliedstaaten getragen werden und 
grenzüberschreitende industrielle Wertschöpfungsketten 
aufbauen oder stärken. Die Idee ist, mittels dieses Instru-
ments Investitionen in groß angelegte, risikobehaftete Inno-
vationsprojekte zu ermöglichen, die einzelne Unternehmen 
alleine nicht stemmen könnten. Zusätzlich ist es das Ziel, 
durch die Zusammenarbeit die Verbreitung von Wissen 
zu fördern. Diese Ziele erlauben es, die gemeinsamen Vor-
haben staatlich stärker zu fördern, als es nach dem regulä-
ren EU-Beihilferecht erlaubt wäre. Derzeit existieren zehn 
IPCEIs, unter anderem für Mikroelektronik, Batterien, Was-
serstoff und Cloud-Technologien, an denen eine Vielzahl 
der europäischen Staaten beteiligt ist. IPCEIs unterstützen 
Konsortien und fördern die Zusammenarbeit zwischen den 
beteiligten Unternehmen. Draghi (2024a, S. 17) empfiehlt, 
dieses Instrument verstärkt zur Förderung von Innova-
tionen in strategisch bedeutenden Bereichen zu nutzen. 
Im Verteidigungssektor spricht er sich darüber hinaus 
für „European Defence Projects of Common Interest“ aus  
(ebenda, S. 61).
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3.1.2 �Klimaschutz: Dekarbonisierung und 
Wettbewerbsfähigkeit

Jedes einzelne Unternehmen berücksichtigt bei seinem 
eigenen CO2-Ausstoß die Auswirkungen auf das Weltklima 
in zu geringem Maße. Eine staatliche Intervention zur De-
karbonisierung der Wirtschaft ist daher notwendig. Der 
richtige Instrumentenmix ist jedoch umstritten (Wissen-
schaftlicher Beirat 2022).

Während dieser Aspekt der Berücksichtigung exter-
ner Effekte in der letzten Amtszeit der EU-Kommission im 
Rahmen des „Green Deals“ eine dominante Rolle spielte, 
haben sich die Schwerpunkte der Politik der aktuellen 
Kommission verlagert. Leitbild ist der „Clean Industrial 
Deal“, der die Dekarbonisierung mit der Stärkung der Wett-
bewerbsfähigkeit der europäischen Unternehmen verknüp-
fen soll.

Diskutiert wird der Aufbau sogenannter „Leitmärkte“, 
also Märkte für klimafreundlich produzierte Güter wie 
grünen Stahl, Wasserstoff oder Zement. Wenn die klima-
freundliche Produktion nachweisbar zertifiziert wird, kann 
zum Beispiel der grüne Stahl zu einem anderen Preis ge-
handelt werden als der traditionell hergestellte graue Stahl. 
Wenn sich der Preis für den grünen Stahl auf einem Wett-
bewerbsmarkt bildet, kompensiert er die Grünstahl produ-
zierenden Unternehmen für die Mehrkosten der klimaneu-
tralen Produktion. Dieses marktwirtschaftliche Instrument 
ist effizienter als die staatliche Subventionierung grüner 
Produktion, weil der Staat die Kosten der Unternehmen 
nicht kennen muss. Allerdings muss der Staat die Nach-
frage nach der klimafreundlichen Produktion fördern, zum 
Beispiel indem er seine Beschaffung auf klimafreundliche 
Produkte umstellt oder dem privaten Sektor Quoten vorgibt 
(Wissenschaftlicher Beirat 2022).

Mario Draghi hat in seinem Bericht einen „gemeinsa-
men Plan für Dekarbonisierung und Wettbewerbsfähigkeit“ 
als zweites von drei Handlungsfeldern ausgemacht (Draghi 
2024a, S. 39 ff.). Im Vordergrund stehen Maßnahmen, die zu 
einer Reduktion der Energiekosten in Europa und zu einer 
Ansiedlung der Produktion grüner Technologien in Europa 
beitragen sollen.

So will die Netto-Null-Industrie-Verordnung der EU die 
europäische Produktion von Schlüsseltechnologien für die 
Energiewende massiv ausbauen und die Abhängigkeit von 
Importen, insbesondere aus China und den Vereinigten 
Staaten, verringern. Bis zum Jahr 2030 sollen mindestens 
40  Prozent des jährlichen EU-Bedarfs an „strategischen“ 
Netto-Null-Technologien (zum Beispiel Photovoltaikanla-
gen, Windkraftanlagen, Batterien, Elektrolyseuren, Wär-
mepumpen und Anlagen zur CO2-Speicherung) in der EU 
produziert werden. Bis 2040 will die EU einen Weltmarkt-

anteil von mindestens 15 Prozent für diese Technologien er-
reichen. Erreicht werden sollen diese Ziele durch beschleu-
nigte Genehmigungsverfahren, die Förderung spezieller 
Industriecluster („Netto-Null-Schnellstart-Regionen“), die 
Subventionierung von Investitionen und die verbindliche 
Vorgabe von Nachhaltigkeits- und Resilienzkriterien in der 
öffentlichen Beschaffung (Europäische Union 2024b).

Allein die Tatsache, dass eine Technologie einen wich-
tigen Beitrag für die angestrebte Dekarbonisierung leistet, 
ist jedoch noch kein Grund für einen industriepolitischen 
Eingriff. Zum Beispiel werden standardisierte Solarpa-
neele in China sehr viel günstiger hergestellt, als das in 
Europa möglich wäre, auch wegen der Subventionen, die 
der chinesische Staat der Industrie gewährt (OECD, 2025). 
Eine bedrohliche Abhängigkeit von China ist allerdings 
nicht gegeben. Denn selbst wenn China die Lieferung von 
Solarpaneelen vollständig einstellen würde, würden die 
bereits gelieferten Paneele in Europa bleiben und weiter 
Strom produzieren. Mit einer gewissen Verzögerung ist es 
zudem möglich, auf Solarpaneele aus anderen Herkunfts-
ländern auszuweichen oder auch eine eigene Produktion 
aufzubauen. Die Technologie ist inzwischen gut verstanden 
und sehr weit ausgereift, so dass weitere Kostensenkungen 
wahrscheinlich gering sind. Es gibt also auch keine Lern-
kurveneffekte, die eine Massenproduktion in Europa recht-
fertigen würden. Schließlich sind Solarpaneele zu einem 
Standardprodukt geworden, mit dem sich keine Knappheits-
gewinne erwirtschaften lassen. Wenn Europa 40  Prozent 
aller selbst verwendeten Solarpaneele herstellen würde, 
würde es lediglich die Kosten der Photovoltaik in Europa 
in die Höhe treiben und damit die Energiewende bremsen, 
ohne irgendwelche externen Effekte zu internalisieren.

Das mag bei der Batterieproduktion oder bei der 
Produktion von Elektrolyseuren anders sein, weil hier die 
technologische Entwicklung noch in einem Stadium ist, in 
dem erhebliche technische Fortschritte und Kostensenkun-
gen zu erwarten sind. Aber auch hier sollte die EU genau 
begründen, welche Lernkurveneffekte durch welche För-
dermaßnahmen am besten erreicht werden können.

Die klima- und energiepolitischen Maßnahmen in der 
EU finden vor dem Hintergrund des Europäischen Emis-
sionshandels (EU-ETS) statt. Das erste Handelssystem, das 
seit 2005 in Kraft ist, deckt unter anderem die Sektoren In-
dustrie und Stromerzeugung ab. Das zweite Handelssystem 
EU-ETS II für die Sektoren Wärme und Verkehr geht 2027 an 
den Start (Europäische Kommission 2024). Ab diesem Zeit-
punkt werden knapp 90 Prozent der europäischen klima-
schädlichen Emissionen durch die beiden Emissionshan-
delssysteme abgedeckt (Pahle et al. 2024). Die Begrenzung 
der Anzahl der Zertifikate und die jährliche Reduktion der 
Zertifikatmenge stellen sicher, dass die europäischen Kli-
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maziele in diesen Sektoren erreicht werden. Alle weiteren 
Instrumente der Klimapolitik müssen sich daher daran 
messen lassen, ob sie in effizienter Weise komplementär 
zum Emissionshandel stehen.

Dies gilt auch für industriepolitische Eingriffe aus 
Klimaschutzgründen. Industriepolitische Eingriffe können 
notwendig werden, da in der globalen Wirtschaft CO2-Preise 
in der Regel deutlich niedriger sind als in Europa. Euro-
päische Unternehmen haben dadurch einen Nachteil im in-
ternationalen Wettbewerb. Der sich im Aufbau befindende 
Grenzausgleichsmechanismus CBAM – auch ein industrie-
politisches Instrument – kann einen Teil der Nachteile auf-
fangen (Wissenschaftlicher Beirat 2021).5 Alternative Aus-
gestaltungen werden politisch und in wissenschaftlichen 
Studien diskutiert (zum Beispiel Campolmi et al. 2024). 
Solange der Grenzausgleichsmechanismus CBAM den Wett-
bewerbsnachteil exportierender europäischer Unterneh-
men nicht korrigieren kann, sollten andere Instrumente 
genutzt werden, damit diese Unternehmen weiterhin in 
Europa produzieren. Derzeit erfolgt dies über die kosten-
lose Zuteilung von Zertifikaten.

3.1.3 �Lieferkettensicherheit: Abhängigkeiten reduzieren

Die Versorgungsprobleme während der Corona-Pandemie 
und der Lieferstopp von Gas durch Russland haben offen-
gelegt, wie anfällig Lieferketten sein können. Unternehmen 
bereiten sich auf mögliche Unterbrechungen der Lieferket-
ten vor, allerdings nicht unbedingt in ausreichendem Maße. 
Abhängigkeiten können darüber hinaus ein Land politisch 
erpressbar machen. In diesen Fällen ist die öffentliche Hand 
gefordert, Maßnahmen zur Verbesserung der Resilienz der 
Wirtschaft zu treffen.

Felbermayr und Braml (2024) argumentieren, dass 
dabei besonderes Augenmerk auf Sektoren gelegt werden 
soll, für deren Güter die folgenden drei Kriterien gelten: Sie 
sind kurzfristig nicht oder nur sehr schwer substituierbar, 
sie sind konsumrelevant, und im Mangelfall würden diese 
Güter zwangsrationiert werden. Dies sind also Güter, bei 
denen sich die Knappheit nicht in einem entsprechenden 
Preis ausdrücken kann oder (politisch) darf.

„Sicherheit zu steigern und Abhängigkeiten zu verrin-
gern“ ist das dritte von drei Handlungsfeldern, das Draghi 
in seinem Bericht ausmacht (Draghi 2024a, S. 54 ff.). Der 
Wissenschaftliche Beirat beim Bundeswirtschaftsministe-

5 Die Frage, ob eine Belastung des CO2-Konsums, also eine Verbrauchs-
abgabe, ein geeigneteres Instrument wäre, wird im Gutachten des Wis-
senschaftlichen Beirats (2021) diskutiert.

rium hatte dazu den Aufbau eines „European Supply Secu-
rity Office“ empfohlen, das Daten zu Lieferketten zur Ver-
fügung stellt, Stresstests in vulnerablen Sektoren entwickelt 
und Vorschläge für Sicherheitsmaßnahmen erarbeitet (Wis-
senschaftlicher Beirat 2023, S. 7). Draghi spricht von einem 
„Resiliency Assessment Body“ (Draghi 2024b, S. 300).

Abhängigkeiten zu reduzieren, ist insbesondere in den 
Industrien kostspielig, in denen große Skalenerträge vor-
liegen. In diesen Fällen wird ein Aufbau der Industrie in 
anderen Regionen der Welt besonders unwirtschaftlich, 
wenn die für das Erzielen vergleichbarer Skalenerträge not-
wendigen Produktionsmengen keinen Absatzmarkt finden.

Zur Stärkung der Resilienz hat die EU 2022 den „Chips 
Act“ sowie 2023 den „Critical Raw Materials Act“ erlassen. 
Im Rahmen des Chips Act werden 3,4 Milliarden Euro für 
Finanzierung von Forschung und Entwicklung sowie 43 
Milliarden Euro für Chip-Unternehmen bereitgestellt. Der 
Raw Materials Act definiert eine Liste von Rohstoffen, die 
wichtige Inputs für strategische Sektoren darstellen, und 
unterstützt den Aufbau einer lokalen europäischen Wert-
schöpfungskette für kritische Rohstoffe.

In der europäischen Netto-Null-Industrie-Verordnung 
wird festgelegt, bis 2030 mindestens 40  Prozent des jähr-
lichen Bedarfs an sauberen Technologien in Europa herzu-
stellen. Begründet wird dies auch damit, „Fragen der Ver-
sorgungssicherheit anzugehen“ (Erwägungsgrund 16 der 
EU-Verordnung 2024/1735, Europäische Union 2024a). Dies 
ist nicht nachvollziehbar, da Lieferkettenunterbrechungen 
bei diesen Produkten kein besonderes Bedrohungsszenario 
darstellen (siehe auch Abschnitt 3.1.2).

3.1.4 �Koordinierungsprobleme auflösen

Eine reine Marktlösung kann bei Koordinationsproblemen 
zu Ineffizienzen führen. Die Wahl etwa zwischen einer 
stärkeren Verwendung von grünem Wasserstoff oder einer 
stärkeren Elektrifizierung etwa in der Industrie oder im 
Schwerlastverkehr setzt voraus, dass entsprechende Netze 
gebaut werden. Ähnliches kann auf kommunaler Ebene 
für die Wahl zwischen Fernwärme und Wärmepumpen 
für die Wärmeversorgung gelten. Das Angebot von Fern-
wärme bedarf einer Ausweitung des Fernwärmenetzes, das 
Angebot von Wärmepumpen einer Ertüchtigung des Strom-
netzes. In Straßenzügen beides gleichzeitig zu machen, ist 
oft ineffizient.

Ineffizienzen einer reinen Marktlösung können zur 
Folge haben, dass Haushalte und Unternehmen zu spät in-
vestieren, um nicht auf die „falsche Technologie“ zu setzen. 
Sie können sich aber auch in zu hohen Investitionen in 
eine sich nachträglich als „falsch“ erweisende Technologie 
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äußern. Dies könnte nahelegen, bei wegweisenden techno-
logischen Entscheidungen den Marktmechanismus durch 
staatliche Planung zu ersetzen. Der Staat würde dann bei-
spielsweise mit Subventionen oder eigenen Investitionen 
eine Technologie alleine oder vorrangig vorantreiben. 
Außen vor bleibt dabei allerdings die Frage, woher staatli-
che Institutionen das entsprechende Wissen ziehen wollen 
(dazu nachfolgend 3.2.3). Gleichzeitig stellt sich die Frage, 
nach welchen tatsächlichen Zielfunktionen staatliche In-
stitutionen handeln, da sie stets dem (Lobby-)Einfluss ver-
schiedener Interessengruppen unterliegen.

3.1.5 �Verteidigungsfähigkeit sicherstellen

Die internationalen Verflechtungen der Wirtschaft waren 
schon immer Anlass, über industriepolitische Bestrebungen 
nachzudenken. Während beispielsweise 2019 der Schwer-
punkt der „strategischen Industriepolitik“ auf einem Um-
lenken der internationalen Gewinne lag (Wissenschaftli-
cher Beirat 2019), haben sich in den letzten Jahren durch 
den Angriffskrieg Russlands und die Subventionspolitik in 
China und den Vereinigten Staaten zwei andere Themen in 
den Vordergrund gedrängt: Industriepolitik zur Sicherstel-
lung der Verteidigungsfähigkeit und Industriepolitik zum 
Ausgleich industriepolitischer Maßnahmen anderer Wirt-
schaftsräume, was in 3.1.6 besprochen wird.

Um die Verteidigungsfähigkeit Europas zu erhöhen, 
müssen nicht nur die Ausgaben der EU für Verteidigung ge-
steigert werden. Auch die Zusammensetzung der Ausgaben 
steht auf dem Prüfstand. So ist die Europäische Verteidi-
gungsindustrie stark fragmentiert. Als Konsequenz werden 
Skaleneffekte nicht ausreichend genutzt, Duplizierungen 
finden statt und Standardisierung fehlt, was die Inter-
operabilität beeinträchtigt. Allerdings behalten dadurch 
die einzelnen Länder ihre Eigenständigkeit in ihrer Ver-
teidigungsbereitschaft, was angesichts der divergierenden 
Ansichten der EU-Staaten zur Bedrohung durch Russland 
einen eigenen Wert darstellen kann.

Insgesamt höhere Ausgaben für die Verteidigungs-
industrie können dazu führen, dass die Verteidigungsindus-
trie vermehrt als Innovations- und Wachstumstreiber wirkt. 
Die Vereinigten Staaten wenden 16 Prozent ihrer deutlich 
höheren Militärausgaben für Forschung und Entwick-
lung auf, in der EU sind es nur 4,5 Prozent (Draghi 2024a, 
S. 59). Zivil- und Verteidigungssektor können sich dabei 
gegenseitig befruchten: Innovationen im militärischen 
Bereich finden später oft Anwendung im zivilen Sektor, 
während umgekehrt viele technologische Neuerungen aus 
dem zivilen Bereich auch im Verteidigungssektor genutzt 
werden (siehe Bertschek et al. 2024).

Mario Draghi empfiehlt in seinem Bericht eine intensi-
vere gemeinsame Beschaffung der EU-Staaten, um die euro-
päische Verteidigungsindustrie zu stärken (Draghi 2024a, S. 
61). Eine Konsolidierung im Rüstungssektor würde mit einer 
gemeinsamen Beschaffung einhergehen. Draghi schlägt 
zudem „European Defence Projects of Common Interest“ 
vor, die die Forschung und Entwicklung im Verteidigungs-
bereich fördern können (Draghi 2024a, S. 61).

3.1.6 �Umgang mit Subventionen aus Drittstaaten: Fairen 
Wettbewerb schaffen

Oft wird auf die Subventionen in den Vereinigten Staaten, 
insbesondere im Rahmen des „Inflation Reduction Act“, 
sowie in China verwiesen, um eigene Subventionen in 
Europa als Reaktion oder Gegenmaßnahme zu begründen. 
Nicht-subventionierte europäische Unternehmen würden 
ansonsten mit subventionierten Unternehmen aus Dritt-
staaten in einem „unfairen“ Wettbewerb stehen. Die Euro-
päische Union hat bereits vielfältig auf diese Problematik 
reagiert. Eine Systematisierung zeigt jedoch, dass noch 
Schutzlücken im Hinblick auf einen umfassenden fairen 
Wettbewerb existieren.

Im europäischen Binnenmarkt sind hinsichtlich des 
Güter- und Dienstleistungswettbewerbs die Weichen für 
einen fairen Wettbewerb gestellt. Importe aus Drittstaaten 
von Unternehmen, die subventioniert werden, können im 
Rahmen des Übereinkommens über Subventionen und Aus-
gleichsmaßnahmenordnung der Welthandelsorganisation 
(WTO) mit Ausgleichszöllen belegt werden (WTO 2025). Seit 
2008 wurden mehr als 400 solcher Verfahren durchgeführt, 
aktuell zu Elektrofahrzeugen aus China. Häufig sind aus-
ländische Subventionen für das Inland von Vorteil, weil die 
ausländischen Steuerzahler die Produkte für inländische 
Konsumenten verbilligen. Das ist insbesondere dann vor-
teilhaft, wenn die Subventionen globale öffentliche Güter 
fördern, etwa bei Photovoltaikanlagen, die den Klimaschutz 
fördern (Schmidt und Wambach 2024). In manchen Fällen 
überwiegt aber der negative Effekt auf den Wettbewerb, 
insbesondere dann, wenn europäische Unternehmen aus 
dem Markt gedrängt werden und dadurch neue Abhängig-
keiten von (Unternehmen in) Drittstaaten entstehen.

Bislang existierte eine Schutzlücke, wenn subventio-
nierte Unternehmen aus Drittstaaten nicht in die EU liefern, 
sondern direkt in der EU produzieren. Mittlerweile kann die 
EU-Kommission wenn schädliche Wettbewerbsverzerrun-
gen vorliegen, auch gegen solche Unternehmen vorgehen. 
Die seit 2023 gültige EU-Drittstaatensubventionsverordnung 
(Europäische Union 2022) beinhaltet Anmeldepflichten für 
Unternehmen, die Subventionen aus Drittstaaten erhalten 
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haben und Fusionen eingehen oder sich an öffentlichen 
Ausschreibungen in der EU beteiligen. Auch bei weiteren 
Wirtschaftstätigkeiten im europäischen Binnenmarkt greift 
diese Verordnung. So kann die Kommission Informationen 
anfordern, um mögliche den Binnenmarkt verzerrende 
drittstaatliche Subventionen zu prüfen.

Um zu verhindern, dass Subventionen in Drittstaaten 
europäische Unternehmen zur Verlagerung in diese Staaten 
bewegen, hat die EU-Kommission als Teil des „Temporary 
Crisis and Transition Framework“ (Europäische Kommis-
sion 2023a) die Beihilfenregeln gelockert, um den Staaten 
ein „Matching“ solcher Subventionen zu ermöglichen. Die 
Lockerung ist allerdings begrenzt: Matching-Subventionen 
dürfen nur in benachteiligten Regionen („assisted areas“) 
eingesetzt werden. Auch dies mag dazu beigetragen haben, 
dass das Instrument bislang nur zweimal eingesetzt wurde, 
in Deutschland für den schwedischen Batteriehersteller 
Northvolt zum Aufbau einer Produktionsstätte in Heide in 
Schleswig-Holstein sowie einmal in Frankreich. Am 26. Juni 
2025 wurde die Regelung in das „Clean Industrial Deal State 
Aid Framework“ (Europäische Kommission 2025d) über-
nommen und ersetzt damit das „Temporary Crisis and Tran-
sition Framework“ (Europäische Kommission 2023a). Dabei 
wird auf die zwingende Begrenzung auf benachteiligte Re-
gionen verzichtet, allerdings muss im Falle einer Förderung 
außerhalb dieser Regionen nachgewiesen werden, dass die 
Investition nicht genauso effizient in einer benachteiligten 
Region hätte implementiert werden können.

Eine Schutzlücke besteht aber für aus Europa heraus 
exportierende Unternehmen. Diese Unternehmen haben 
einen Nachteil, wenn sie mit subventionierten Unterneh-
men aus Drittstaaten konkurrieren. In anderen Regionen 
der Welt mag es attraktiver sein, auf Produkte subventio-
nierter Unternehmen aus Drittstaaten zuzugreifen als auf 
europäische Produkte ohne diese Subventionen – ein Wett-
bewerbsnachteil für europäische Unternehmen. Insbeson-
dere Deutschland mit seinen exportstarken Unternehmen 
sollte diese Entwicklung im Auge behalten.

3.2 �Gefahren der Industriepolitik: Wett-
bewerbsverzerrung und Rent-seeking

Industriepolitik kann mit gravierenden Nachteilen verbun-
den sein. Aus gutem Grund war Industriepolitik in Deutsch-
land lange verpönt. Auch internationale (Wirtschafts-)Or-
ganisationen sehen Industriepolitik kritisch: So können im 
Rahmen der WTO Importe von subventionierten Unterneh-
men mit einem Ausgleichszoll belegt werden. Innerhalb der 
EU dient die Beihilfenkontrolle dazu, die negativen Effekte 
nationaler Subventionspolitiken zu begrenzen.

3.2.1 �Unproduktiver Subventionswettlauf

Es ist derzeit wieder zu beobachten: die Vereinigten Staaten, 
die EU und China konkurrieren mit Subventionen um die 
Ansiedlung von Unternehmen. Auch wenn einzelne Sub-
ventionen produktivitätsfördernd sein können (siehe Ab-
schnitt 2.4), ist ein solcher Wettlauf per se nicht produktiv: 
Das jeweilige Unternehmen hätte sich sowieso irgendwo 
angesiedelt. Mal gewinnt die eine Region den Subventions-
wettlauf, mal die andere. Die Staaten würden sich gemein-
sam besserstellen, wenn sie sich einigen könnten, auf Sub-
ventionen zu verzichten.

In der EU dient die Beihilfenkontrolle diesem Zweck. 
Staatliche Subventionen sind nur in bestimmten Fällen ge-
stattet, etwa zur Förderung der wirtschaftlichen Entwick-
lung von benachteiligten Gebieten oder zur Behebung einer 
beträchtlichen Störung im Wirtschaftsleben eines Mitglied-
staats. Sowohl Letta als auch Draghi sehen die Gefahr, dass 
eine Ausweitung der Subventionspolitik im Rahmen der 
neuen Industriepolitik zu Schieflagen innerhalb Europas 
führen könnte (Letta 2024, S. 26, und Draghi 2024b, S. 17).6

3.2.2 �Wettbewerbsverzerrungen

Der Wettbewerb wird verzerrt, wenn einzelne Unterneh-
men gefördert werden und andere nicht oder nicht im glei-
chen Maße. Die staatliche Förderung entscheidet dann mit 
darüber, wer günstigere oder bessere Produkte anbieten 
kann. Ein Beispiel für eine solche Wettbewerbsverzerrung 
zeigte sich bei der Förderung der Lufthansa während der 
Corona-Pandemie. Um einen möglichen Wettbewerbsvor-
teil gegenüber nicht unterstützten Unternehmen auszu-
gleichen, verlangte die EU-Kommission, dass die Lufthansa 
Start- und Landerechte in Frankfurt und München an die 
Konkurrenz abgibt sowie während der Förderzeit keine 
Unternehmenskäufe tätigt. Das Gericht der Europäischen 
Union (EuG) hat 2023 entschieden, dass die EU-Kommission 
die Beihilfen in dieser Form nicht hätte genehmigen dürfen. 
Es rügte die Einschätzung der Kommission zur Marktmacht 
der Lufthansa an Flughäfen sowie die gewählten Auflagen, 
die nicht gewährleistet hätten, dass ein wirksamer Wettbe-
werb gewahrt wurde. Die Klage hatten die Lufthansa-Kon-
kurrenten Ryanair und Condor eingereicht (Europäische 
Kommission 2023b).

6 Letta schlägt in seinem Bericht vor, einen Mechanismus für staatli-
che Beihilfen vorzusehen, der die Mitgliedstaaten verpflichtet, einen 
Teil ihrer nationalen Mittel für die Finanzierung europaweiter Ini-
tiativen und Investitionen bereitzustellen (Letta 2024, S. 27).
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3.2.3 �Anmaßung von Wissen und „Staatsversagen“

Die staatliche Förderung einzelner Sektoren, Technologien 
oder gar Unternehmen birgt das Risiko von Fehlförderun-
gen infolge einer staatlichen Anmaßung von Wissen (Hayek 
1996) in dem Sinne, dass entweder Technologien unterstützt 
werden, die sich im Nachhinein als unterlegen herausstel-
len (insofern sie sich nicht dauerhaft am Markt durchsetzen 
können), oder dass Unternehmen gefördert werden, deren 
Geschäftsmodell nicht tragfähig ist.

Einfluss von Lobbygruppen, Eigeninteressen der Po-
litiker und begrenzte Informationen der öffentlichen Hand, 
besonders bei hoher Firmenheterogenität, können jedoch 
dazu führen, dass diese Entscheidungen verzerrt sind und 
Unternehmen und Technologien gefördert werden, deren 
Förderung nicht wohlfahrtssteigernd ist. Hinzu kommt, dass 
staatliche Akteure ein Interesse an kurzfristigen Erfolgen 
haben, da die Einführung von Maßnahmen einem Legitima-
tionsdruck unterliegt. Darin liegt auch die Gefahr, dass es 
bei Schwierigkeiten geförderter Projekte zu „Nachschüssen“ 
kommt, um das Scheitern zu vermeiden oder hinauszuzie-
hen. Auch in diesem Fall kann es aufgrund von Risikoaver-
sion zur Auswahl und Förderung von aus gesellschaftlicher 
Sicht falschen Projekten, Technologien, oder Unternehmen 
kommen (Veugelers et al. 2022 und Acciai 2023).

Ferner muss berücksichtigt werden, dass Staatsein-
griffe dem politischen Prozess unterliegen, wodurch bei-
spielsweise Partikularinteressen einzelne Entscheidungen 
übergebührlich beeinflussen können. Dies gilt umso mehr 
als, anders als im Markt, die Gruppe der Nutznießer einer 
industriepolitischen Maßnahme sehr verschieden sein 
kann von denjenigen, deren Steuerlast diese letztendlich 
finanziert. Schließlich tragen die politischen Entscheider 
nicht das Risiko von Kapitalverlusten, was im Kalkül priva-
ter Investoren eine wichtige Rolle spielt.

Dieses Phänomen eines substanziellen Abweichens 
eines Idealeingriffs von dem in der politischen Realität tat-
sächlich erfolgten Eingriff wird auch als „Staatsversagen“ 
bezeichnet. Die wirtschaftswissenschaftliche Forschung 
beginnt erst allmählich, sich mit dem Aspekt der politischen 
Durchführbarkeit industriepolitischer Maßnahmen zu be-
fassen (siehe beispielsweise Juhász und Lane 2024).

3.2.4 �Unproduktives Rent-seeking

Sobald Subventionen im Raum stehen, lohnt es sich für die 
Unternehmen, in „Rent seeking“ zu investieren, etwa indem 
Lobbyisten bezahlt werden, um besser an diesen Subven-
tionen teilhaben zu können. Diese Mittelverwendung ist 
volkswirtschaftlich unproduktiv (del Rio 2021). Es entsteht 

der Eindruck, dass mit der Renaissance der Industrie-
politik diese Rent-seeking-Aktivitäten zugenommen haben. 
So zeigt eine Analyse von Corporate Europe Observatory 
und Lobby Control, dass das die EU-Lobbyausgaben jener 
Firmen, die mehr als eine Million Euro ausgeben, seit 2020 
um ein Drittel gewachsen sind (Corporate Europe Observa-
tory und Lobby Control 2025).

3.3 �Zwischenfazit: Enge Begrenzung der 
Ziele der Industriepolitik

Die potenziellen Schäden, die eine falsch gesteuerte und 
übergriffige Industriepolitik anrichten kann, sind gravie-
rend. Aus guten Gründen werden industriepolitische Ein-
griffe vielfach kritisch gesehen und sind in internationalen 
Wirtschaftsabkommen strengen Regeln unterworfen. Die 
Renaissance der Industriepolitik sollte sich daher eng an 
den neuen Tatbeständen für Eingriffe in Märkte ausrich-
ten, um nicht zu einem Einfallstor für beliebige Förderun-
gen zu werden. In der Analyse in Abschnitt 3.1. zeigt sich, 
dass neben der Begleitung des Strukturwandels durch die 
Energietransformation die Stärkung der Lieferketten sowie 
geopolitische Umstände einen neuen Zugang zur Industrie-
politik begründen können. Diese muss sich jedoch an den 
schon ergriffenen Maßnahmen orientieren:

	– Transformation der Wirtschaft: Durch die europäischen 
Emissionshandelssysteme ist ein marktwirtschaftliches 
System zur Erreichung der Klimaziele eingesetzt worden. 
Viele der vorgeschlagenen und auch der bereits beste-
henden Maßnahmen der Klimapolitik sind vor diesem 
Hintergrund nicht notwendig oder gar schädlich, weil sie 
zu höheren Kosten für die Transformation führen. Zu-
sätzliche Maßnahmen können aber notwendig werden, 
um die durch die Klimapolitik entstehenden Nachteile 
von europäischen Unternehmen im Wettbewerb außer-
halb Europas zu mindern sowie den Strukturwandel zu 
begleiten (Strukturanpassungspolitik).

	– Resilienz der Wirtschaft: Die Stärkung der Lieferketten 
kann industriepolitische Eingriffe begründen. Unter-
nehmen haben allerdings ein eigenes Interesse an der 
Sicherung ihrer Lieferketten, und die öffentliche Hand 
sollte nur eingreifen, insofern die individuellen Maß-
nahmen nicht ausreichen und die Sicherung dieser 
Lieferketten im nationalen Interesse ist.

	– Internationaler Wettbewerb (Wettbewerbsfähigkeit7): 
Europäische Unternehmen konkurrieren mit sub-

7 „Wettbewerbsfähigkeit“ ist ein Begriff, der nur für einzelne Unter-
nehmen oder Sektoren sinnvoll definiert werden kann, nicht aber für 
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ventionierten Unternehmen aus Drittstaaten, was zu 
Marktverzerrungen bis hin zu Marktaustritten der 
europäischen Unternehmen führen kann. Allerdings 
existieren Schutzinstrumente, insbesondere was den 
Wettbewerb innerhalb der EU betrifft. Europäische 
Unternehmen sind aber im Nachteil, wenn sie außer-
halb Europas im Wettbewerb mit subventionierten 
Unternehmen aus Drittstaaten stehen.

4 �Implikationen für die  
europäische Industriepolitik

Die Chancen und Gefahren vertikaler industriepolitischer 
Eingriffe legen nahe, dem Einsatz solcher Instrumente eine 
sorgsame Analyse der Verhältnismäßigkeit voranzustellen, 
die insbesondere auf die Erforderlichkeit, Eignung und An-
gemessenheit der Maßnahme eingeht. Häufig lassen sich 
die Ziele ohne selektive Markteingriffe durch horizontale 
Maßnahmen wie Standards oder Preise für Externalitäten 
besser erreichen.

4.1 �Aufgabenfeld der EU-Kommission

Viele der in Abschnitt 3 aufgeführten Gründe für Industrie-
politik sprechen für eine europäische Herangehensweise: 
Versorgungssicherheit ist in einem europäischen Binnen-
markt national nicht beziehungsweise nur zu höheren 
Kosten und unter Inkaufnahme von Grenzschließungen 
im Versorgungsfall erreichbar; die Stärkung der Vertei-
digungsfähigkeit ist auch eine europäische Aufgabe; die 
Transformation der Wirtschaft zu Klimaneutralität betrifft 
alle Staaten in Europa und lässt sich in koordinierter Form 
günstiger erreichen als bei nationalen Alleingängen. Auch 
bei der Innovationsförderung, insbesondere der Finanzie-
rung von Gründungen sowie der Skalierung neuer Techno-
logien, stellen nationale Grenzen oft ein Hindernis dar. 
Auch wenn also vieles für eine europäisch koordinierte Vor-
gehensweise spricht, impliziert dies nicht unbedingt, dass 

ganze Volkswirtschaften. Exportorientierte europäische Unternehmen 
stehen auf ihren Märkten im Wettbewerb. Dazu gehören nicht nur 
die gegebenenfalls globalen Absatzmärkte, sondern auch die lokalen 
Arbeitsmärkte. Auf diesen sind die Wettbewerber andere heimische 
Unternehmen, solche mit lokalen oder nationalen Absatzmärkten 
ebenso wie solche, die international tätig sind. Eine Schädigung export-
orientierter Unternehmen durch Subventionen für die Wettbewerber 
in den Absatzmärkten kann auch dazu führen, dass die Wettbewerbs-
fähigkeit dieser anderen Unternehmen auf deren Inputmärkten und 
damit auf ihren Absatzmärkten zunimmt.

diese Aufgaben in das Mandat der EU-Kommission fallen  
sollten.

Zu den exklusiven Kompetenzen der EU gehören die 
Zuständigkeiten für den Binnenmarkt, die Währungs-
politik und die gemeinsame Handelspolitik. Dies sind alles 
Bereiche, die weitgehend „horizontalen“ Charakter haben, 
insofern sie alle Unternehmen und Sektoren gleich oder 
ähnlich betreffen. Darüber hinaus legt Artikel  173 AEUV 
fest, dass die „Union und die Mitgliedstaaten [dafür] sorgen 
[…], dass die notwendigen Voraussetzungen für die Wett-
bewerbsfähigkeit der Industrie der Union gewährleistet 
sind.“ Die Kommission kann dabei Initiativen ergreifen, die 
der Koordinierung der Mitgliedsstaaten zu diesem Zweck 
förderlich sind. Maßnahmen zur „Erleichterung der An-
passung der Industrie an die strukturellen Veränderungen“ 
können Union und Mitgliedsstaaten gemeinsam durchfüh-
ren. Allerdings wird explizit aufgeführt: „Dieser Titel bietet 
keine Grundlage dafür, dass die Union irgendeine Maß-
nahme einführt, die zu Wettbewerbsverzerrungen führen  
könnte […].“

Die Europäische Kommission sollte sich in ihren 
Aufgaben daher weitgehend auf eine horizontale In-
dustriepolitik, also auf eine Stärkung des europäischen 
Binnenmarktes, konzentrieren. Bei Fragen der vertika-
len Industriepolitik, die mit Verteilungsfragen innerhalb 
und zwischen den Staaten der EU einhergehen, sollte 
sie eine koordinierende Funktion wahrnehmen. Dazu 
gehören, Leitlinien und Indikatoren festzulegen, den Aus-
tausch über bewährte Verfahren durchzuführen und 
die erforderlichen Elemente für eine regelmäßige Über-
wachung und Bewertung auszuarbeiten (Art.  173 Abs.  2  
AEUV).

4.2 �Beihilfenkontrolle – Förderung mit Wett-
bewerb vereinbaren

Soweit bei staatlichen Förderprogrammen die Mittel aus 
den Haushalten der Staaten der EU kommen, werden sie 
durch die europäische Beihilfenkontrolle reguliert. Die Bei-
hilfenkontrolle ist in Artikel 107 ff. AEUV geregelt.

Die Zwecke möglicher Beihilfen sind sehr vielfältig. 
Insofern eine Stärkung von Innovation, Klimaschutz und 
Resilienz „wichtige Vorhaben von gemeinsamem euro-
päischem Interesse“ sind, sind die relevanten Motivatio-
nen für Industriepolitik bereits von Artikel  107 ff. AEUV  
erfasst.

Eine Ausweitung der Zwecke erscheint daher nicht not-
wendig. Dies richtet den Fokus auf die Genehmigungspra-
xis. Dabei sollten die Grenzen der Industriepolitik stärker 
berücksichtigt und Verzerrungen des Wettbewerbs ver-
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mieden werden. „Marktkonforme“ Eingriffe8, die den Wett-
bewerb stärken oder zumindest nicht schwächen sowie 
den Markt offenhalten und Markteintritt zulassen, sind am 
ehesten mit einer marktwirtschaftlichen Ordnung in Ein-
klang zu bringen.9

Die Gründe für Industriepolitik – Innovationen stärken, 
Transformation voranbringen, Resilienz aufbauen  – be-
treffen Branchen und nicht einzelne Unternehmen. Eine 
Förderung aller Unternehmen einer Branche, wie sie etwa 
im Stahlsektor zu beobachten ist, ist kostspielig und verlang-
samt möglicherweise gar die Transformation, da nicht nur 
die am besten dafür geeigneten Unternehmen transformie-
ren. Bei der Gestaltung von Förderprogrammen sollte auf 
eine wettbewerbliche Ausschreibung und Auswahl sowie die 
Eignung von möglichen Auswahlkriterien geachtet werden.

Die Förderung einzelner Unternehmen birgt immer die 
Gefahr, dass Wettbewerber dieses Unternehmens relativ 
Nachteile haben. Selektive Förderungen spezifischer Un-
ternehmen, insofern diese nicht im Wettbewerb ermittelt 
werden, sind zu vermeiden oder mit entsprechenden Aufla-
gen zu verknüpfen. Der Aufbau von Europäischen Champi-
ons durch Verhinderung von Marktzutritten und selektiven 
Förderungen ist als Ziel einer Industriepolitik abzulehnen.

Eine besondere Rolle bei der Beihilfekontrolle nehmen 
die IPCEIs ein, die auch in den Berichten von Letta (2024, S. 
40) und Draghi (2024a, S. 17) betont werden. IPCEIs müssen 
auf die Behebung eines schwerwiegenden Markt- oder Sys-
temversagens ausgerichtet sein. Sie sollen bahnbrechende 
Innovationen und Infrastrukturvorhaben im Rahmen einer 
grenzübergreifenden Zusammenarbeit ermöglichen, die 
positive Spillover-Effekte auf den Binnenmarkt und die 
ganze Gesellschaft haben (Europäische Kommission 2021).

Wie in Abschnitt 3.1.1. dargelegt, kann die europäische 
Zusammenarbeit in der Innovationsförderung dazu beitra-
gen, der Tendenz entgegenzuwirken, dass Innovationen auf-
grund ihrer Eigenschaft als öffentliches Gut unterfinanziert 
werden. Dies spricht dafür, das europäische Instrument der 
IPCEI zur Reduzierung der Innovationslücke sowie zur Stär-
kung von Sicherheit und Resilienz auszuweiten. Die Frage 
ist offen, ob und wie gut IPCEIs wirken. Daher sollten diese 
wissenschaftlich evaluiert werden.

8 Wilhelm Röpke, einer der Wegbereiter der sozialen Marktwirtschaft, 
hat dazu die Unterscheidung zwischen „konformen“ und „nichtkonfor-
men“ Eingriffen genutzt. Konform seien Eingriffe dann, wenn sie „die 
Preismechanik und die dadurch bewirkte Selbststeuerung des Marktes 
nicht aufheben, sondern sich ihr als neue, Daten‘ einordnen und von 
ihr assimiliert werden“ (Röpke 1942, S. 259).
9 Die EU-Beihilfekontrolle hat eine Abwägungsprüfung entwickelt, um 
die möglichen negativen wettbewerblichen Auswirkungen von Beihil-
fen mit den positiven Wirkungen abzuwägen (Europäische Kommis-
sion 2021, Rn. 28; siehe dazu auch Duso et al. 2025).

Industriepolitische Eingriffe durch Fördermittel 
sollten also so gestaltet sein, dass sie den Wettbewerb 
stärken, auf keinen Fall aber schwächen. Ziel ist dabei, 
Märkte funktionsfähiger zu machen, die Maßnahmen also 
„marktkonform“ zu konzipieren. Wettbewerbliche Aus-
schreibungen, das Zulassen und ggf. Förderung von Markt-
eintritt und -austritt, sowie die Berücksichtigung der zu-
künftigen Wettbewerbsintensität in dem jeweiligen Sektor 
können dazu beitragen. Ansätze des Marktdesign, wie sie 
etwa bei Kapazitätsmärkten oder den Pandemiebereit-
schaftsverträgen zum Einsatz kommen, bieten weitere 
Anknüpfpunkte (siehe zu „Märkten für Versorgungs-
sicherheit“ auch Wissenschaftlicher Beirat 2023). Effek-
tive Industriepolitik erfordert zudem eine ausgewogene 
Kombination aus Push- und Pull-Faktoren, wie etwa die 
Förderung von Forschung und Entwicklung (Push) sowie 
die Schaffung verlässlicher Standards wie bei Grünen  
Leitmärkten (Pull).

4.3 �Diskriminierung von Unternehmen aus 
Drittstaaten

Die EU-Kommission plant aus industriepolitischen Gründen 
weitreichende Änderungen ihrer Handelspolitik und im 
Umgang mit Unternehmen aus Drittstaaten. Bereits die 
Netto-Null-Industrien-Verordnung von 2024 sieht eine Ver-
lagerung der Produktion von strategischen Clean-Tech-
Technologien10 nach Europa vor und insofern eine Benach-
teiligung von Produzenten außerhalb Europas.

Der Wettbewerbskompass der EU-Kommission spricht 
sich für eine verstärkt europäische Beschaffung bei „Stra-
tegischen Sektoren und Technologien“ aus (Europäische 
Kommission 2025a, S. 14). Im „Clean Industrial Deal“ werden 
Exportrestriktionen angesprochen, um die Kreislaufwirt-
schaft zu stärken (Europäische Kommission 2025e, S. 15). 
Der Aktionsplan Auto befürwortet Auflagen für Joint Ven-
tures bei der Batteriefertigung (Europäische Kommission 

10 Mit der Verordnung werden unter anderem folgende Technologien 
gefördert: Solartechnologien, Technologien für Onshore-Windkraft 
und erneuerbare Offshore-Energien, Batterie- und Energiespeicher-
technologien, Wärmepumpen und Technologien für geothermische 
Energien, Wasserstofftechnologien, Technologien für nachhaltiges Bio-
gas und Biomethan, Technologien zur Abscheidung und Speicherung 
von CO2, Stromnetztechnologien, Technologien für Kernspaltungsener-
gie, Technologien für nachhaltige alternative Kraftstoffe, Wasserkraft-
technologien, Energiesystembezogene Energieeffizienztechnologien, 
Transformative industrielle Technologien für die Dekarbonisierung, 
Technologien zum Transport und zur Nutzung von CO2, Windantriebs- 
und Elektroantriebstechnologien für den Verkehr sowie Nukleartech-
nologien.
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2025c, S. 17). Schließlich beinhaltet der „Steel and Metals 
Action Plan“ Forderungen für Leitmärkte mit europäischen 
Präferenzen (Europäische Kommission 2025b, S. 14f.).

Diesen Schutzwall für eine europäische Produktion 
hat bereits Mario Draghi in seinem Bericht erarbeitet. Er 
definiert hinsichtlich der Anwendung der Industriepolitik 
vier Industrietypen (Draghi 2024a, S. 41). Dies sind zum 
einen Industrien, an denen die EU ein strategisches Inte-
resse hat und für die eine heimische Produktion von euro-
päischen Unternehmen als nötig angesehen wird. Diese 
kann erreicht werden durch Maßnahmen wie die Auflage 
zu lokaler Produktion oder erzwungene Joint Ventures. Je 
nach Sicherheitslage kann variieren, bei welchen Indus-
trien ein strategisches Interesse vorliegt.

Eine zweite Gruppe umfasst Industrien, an denen 
die EU zwar kein strategisches Interesse, dafür aber ein 
Interesse an lokaler Produktion hat, unabhängig von der 
Herkunft des Eigentümers. Man mag an die Automobil-
industrie denken. Draghi schlägt die Förderung von Direkt-
investitionen als mögliche Maßnahme vor. Es ist allerdings 
Aufgabe der Wirtschaftspolitik, für Vollbeschäftigung zu 
sorgen und nicht für Beschäftigung in einem spezifischen 
Sektor. Insofern ist das Kriterium „Interesse an lokaler 
Produktion“ nicht hilfreich für eine Systematisierung der 
Industriepolitik.

Ähnliches gilt für den Schutz von „Infant Industries“, 
der dritten Kategorie, die Draghi aufführt und für die er ein 
weites Spektrum an handelsverzerrenden Maßnahmen be-
fürwortet. Dieses Konzept ist zwar in der Außenwirtschafts-
lehre gut verankert, wird aber meist im Zusammenhang mit 
Entwicklungsländern verwendet. Solche Industrien auch 
in entwickelten Ländern mit außenwirtschaftlichen Maß-
nahmen zu schützen, kann in einzelnen Fällen – bei Skalen-
vorteilen und Learning-by-doing-Effekten – hilfreich sein, 
widerspricht aber als allgemeine Politikempfehlung den 
Erfahrungen mit den Vorteilen offener Märkte.

Eine vierte Gruppe von Industrien ist gemäß Draghi 
dadurch gekennzeichnet, dass der Kostennachteil für eine 
Produktion in Europa zu groß ist. Statt in diesen Sektoren 
die Produktion in die EU zu holen, solle die EU über eine 
Diversifizierung der Zulieferer ihre Abhängigkeiten redu-
zieren. Die Solarindustrie würde in diese Kategorie fallen.

Diese Systematisierung der Industrien ist kritisch zu 
sehen, falls sie als Basis für die europäische Industriepolitik 
verwendet wird. Auch die von Draghi jeweils vorgeschlage-
nen Maßnahmen, die sich in den Vorschlägen der EU-Kom-
mission zum Teil widerspiegeln, sind problematisch.

Die EU läuft in die Gefahr, mit dem Begriff der „stra-
tegischen Industrie“ ein zu weites Feld an Industrien ab-
zudecken. Die Strategiegipfel mit der Automobil-, der 
Stahl- und Chemieindustrie zeigen: Wenn der Strategie-

begriff nicht mit Inhalt gefüllt wird, wird jede Industrie 
beziehungsweise jeder Sektor potenziell strategisch und 
fordert eigene Schutzmaßnahmen ein. Fänden diese Indus-
trien Gehör, dann wäre dies das Ende der offenen Markt- 
wirtschaft.

Schutzmaßnahmen über die in der internationalen 
Handelsordnung vorgesehenen hinaus sind zudem ab-
zulehnen. Die WTO ist zwar geschwächt, dennoch ist die EU 
und insbesondere Deutschland als starkes Exportland gut 
beraten, ihre Maßnahmen WTO-konform durchzuführen 
(siehe dazu auch Wissenschaftlicher Beirat 2023).11 Die hin-
sichtlich der amerikanischen Zölle erratische Politik Donald 
Trumps hat eindrücklich dargelegt, was auf dem Spiel steht, 
wenn Außenhandelspolitik nach Gutsherrenart erfolgt. Für 
die EU ist dies auch eine Chance, durch eine regelbasierte 
Außenwirtschaftspolitik Vertrauen in die Zusammenarbeit 
mit anderen Ländern aufzubauen und zu stärken. Vor dem 
Hintergrund gegenwärtiger Diskussionen um die Neuord-
nung des Welthandels sollte sie dieses Pfund nicht leicht-
fertig aufgeben.

Anmerkung und Danksagung: Dieser Beitrag ist eine Kurz-
fassung des Gutachtens des Wissenschaftlichen Beirats 
beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
unter demselben Titel. Die Autoren sind die Mitglieder 
der Arbeitsgruppe, die das Gutachten vorbereitet hat. Wir 
bedanken uns bei Jasmina Simon für die Unterstützung bei 
der Recherche und der Datenaufbereitung.
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